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Editorial  

Der gute Zweck heiligt nicht jedes Mittel! 

Nun hat sie der Bundestag mit großer Mehrheit doch beschlossen: die größte Steuer-
erhöhung seit dem Bestehen der Bundesrepublik Deutschland. Im Jahr 2007 sollen 
mit der Anhebung des Regelsatzes der Mehrwertsteuer 23 Milliarden Euro zusätz-
lich in die öffentlichen Kassen fließen. Die zulässige Obergrenze der Defizitquote 
von 3% wird damit deutlich unterboten werden. Soweit so gut?  

Der öffentliche Schuldenstand hat sich von Jahr zu Jahr erhöht und beträgt in-
zwischen zwei Drittel des jährlich geschaffenen Sozialprodukts. Die Kumulation 
der Schulden muß zweifelsohne gestoppt werden. Dies liegt nicht nur im Interesse 
der jüngeren Generationen, sondern ist auch ein Gebot zur Erhaltung der Attrakti-
vität des Standortes Deutschland. Aber die Gestaltung der Zukunft bedarf auch des 
Einsatzes finanzieller Mittel zur Modernisierung der Infrastruktur, für Bildung und 
Wissenschaft und nicht zuletzt zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie. Also doch 
mehr Ausgaben, die durch mehr Einnahmen gedeckt werden müssen, soll die 
Schuldenspirale durchbrochen werden. Nein! 

Die Wirtschaftsforschungsinstitute – und nicht nur sie – fordern seit Jahren, die 
notwendige Konsolidierung der öffentlichen Haushalte von der Ausgabenseite an-
zugehen. Sparen darf dabei kein Selbstzweck sein, sondern muß an den Stellen er-
folgen, an denen Ausgabenkürzungen nicht wachstumsschädlich sind. Dazu hatte 
2003 der jetzige Bundesfinanzminister zusammen mit seinem früheren Ministerprä-
sidentenkollegen aus Hessen eine Streichliste vorgelegt. Ein Teil der dort vorge-
schlagenen Kürzungen von Finanzhilfen und Steuervergünstigungen, wie z. B. die 
Abschaffung der Eigenheimzulage und die Kürzung der Pendlerpauschale, wurde 
bereits umgesetzt. Der große Rest harrt noch seiner Realisierung. Genügend Ein-
sparmöglichkeiten gibt es auch im Bereich der Arbeitsmarktpolitik. Man denke nur 
an die vermeidbare Kostenexplosion im Rahmen von Hartz IV. 

Die Bundesregierung hat sich jedoch für eine Sanierung der öffentlichen Haus-
halte über die Einnahmenseite entschieden. Höhere Mehrwertsteuern bedeuten hö-
here Preise und eine Senkung der Realeinkommen der Verbraucher. Diese Steuer-
anhebung schmälert langfristig die Absatzaussichten der Unternehmen im Inland 
und damit das Wachstumspotential. Zwar hält die Regierung durch die Senkung der 
Beitragssätze für die Arbeitslosenversicherung dagegen. Deren Wirkung auf Ein-
kommen und Lohnnebenkosten bleibt jedoch per saldo gering, zumal mittelfristig 
die Beiträge zur Kranken- und zur Rentenversicherung angehoben werden dürften. 
Die Wachstumskräfte werden letztlich geschwächt. 

Steuererhöhungen mögen kurzfristig zur Sanierung der öffentlichen Haushalte 
beitragen. Langfristig schaden sie dem Verbraucher und der Wirtschaft. Der Zweck 
heiligt nicht die Mittel. 
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